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Berichterstatter : 

Abgeordneter Freiherr Riederer von Paar 
Antrag des Ausschusses: 


Der Bundestag wolle die aus der Anlage ersichtliche Entscheidung 
treffen. 


Bonn, den 26. März 1955 


Der Ausschuß für Wahlprüfung 
und Immunität 

Dr. Schneider (Lollar) Freiherr Riederer von Paar 

Vorsitzender Berichterstatter 




Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache - Az 17/53 - 
der Deutschen Reichspartei, Landesverband 
Nordrhein-Westfalen, 

betr. Wahl zum 2. Deutschen Bundestag am 
6.. September 1953 im Lande Nordrhein- 
Westfalen 

hat der Deutsche Bundestag in seiner 

Sitzung am Iresc l 1 1 t>ssen : 

Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 

Tatbestand 

Der Landesverband Nordrhein-Westfalen 
der Deutschen Reichspartei ficht mit Schrift- 
satz vom 24. Oktober 1953, beim Deutschen 
Bundestag eingegangen am 5. November 1953, 
die Wahl zum 2. Deutschen Bundestag im 
Lande Nordrhein-Westfalen an. 

Der Schriftsatz ist unterzeichnet von Herrn 
Wilhelm Meinberg. Inwiefern Herr Mein- 
berg berechtigt ist, für den Landesverband 
zu handeln, geht aus den Akten nicht hervor. 
Nach der in Abschrift bei den Akten befind- 
lichen, vom gleichen Landesverband als Mit- 
beschwerdeführer am 31. August 1953 ein- 
gelegten Verfassungsbeschwerde, sind Vor- 
sitzende des Landesverbandes die Herren 
Hans-Heinrich Scheffer und Willy Henken- 
johann. Herr Meinberg ist dort nicht erwähnt. 
Nach den Ausführungen des Bevollmächtig- 
ten des Einspruchsführers ist Herr Meinberg 
als Vorsitzender des Landesverbandes Nord- 
rhein-Westfalen erst vier Tage nach Einrei- 
chung der Wahlanfechtung anstelle des Herrn 
Scheffer gewählt worden: 

Als Einspruchsführer gelte nach § 2 Abs. 2 
des Wahlprüfungsgesetzes Herr Meinberg, 
wobei es sich praktisch jedoch um eine An- 
fechtung des Landesverbandes handle. 

Der Einspruch ist fristgerecht eingelegt. 
Er erfolgt wegen der am 25. August 1953 
durch den Landeswahlausschuß des Landes ' 
Nordrhein-Westfalen beschlossenen Ableh- 
nung des Landeswahlvorschlages der Deut 


sehen Reichspartei, der am 20. August 1953 
um 17.55 Uhr, also gerade noch fristgerecht, 
beim Landeswahlleiter eingereicht worden 
war. Die Ablehnung des Landes wähl Vor- 
schlages ist nach der. urschriftlich bei den 
Akten befindlichen Niederschrift über die 
öffentliche Sitzung des Landeswahlausschusses 
vom 25. August 1953 einstimmig erfolgt, 
mit folgenden Gründen: 

„Die Landesliste der Deutschen Reichspar- 
tei wurde nicht zugelassen, da das Erforder 
nis der 2500 gültigen Unterschriften auf 
Grund des Gutachtens des zugezogenen 
Sachverständigen, das durch den Augen- 
schein sämtlicher Mitglieder des Landes- 
wahlausschusses als zutreffend anerkannt 
wurde, nicht vorlag. Bis zum Ablauf der 
Einreichungsfrist lagen dem Sachverstän- 
digen 2588 Unterschriften zur Untersu- 
chung vor. Die Untersuchung mußte in 
kürzester Zeit durchgeführt werden. Das 
Ergebnis der Untersuchungen ist dahin zu- 
sammenzufassen, daß 55 Unterschriften 
vorliegen, die von Familienangehörigen 
und nicht von den Berechtigten selbst ge- 
leistet worden sind. In einigen Fällen wurde 
eine Überprüfung der Listen vorgenom- 
men, die zu dem Ergebnis führte, daß 
allein in den Listen 3 und 136 10 Urkun- 
denfälschungen Vorlagen, darüber hinaus 
nochmal 16 sogenannte „Familienunter- 
schriften" und in einem weiteren Fall der 
Überprüfung nochmal 6 „Familienunter- 
schriften". 

Es wird betont, daß vom Standpunkt 
der Schriftvergleichung nur die evidenten 
Fälle herausgestellt worden sind. Es ist da- 
mit zu rechnen, daß der Prozentsatz der 
nicht gültigen Unterschriften noch erheb- 
lich höher liegt. 

16 Unterschriften auf den Listen 170, 171, 
172 müssen wegen verspäteter Einreichung 
außer Betracht bleiben. 

Der Ausschuß stellte ausdrücklich fest, daß 
„Familienunterschriften", die für einen 
anderen geleistet werden, gemäß § 34 Abs. 



4 BWG („persönlich und handschriftliche 
Unterzeichnung") nicht anerkannt werden 
können." 

Demgegenüber macht Herr Meinberg zur 

Begründung seines Einspruchs geltend: 

„1. Bei den Unterschriftenlisten der GVP habe 
man sogenannte „Familienunterschriften" 
als tragbar angesehen. Die fehlende Zu- 
stimmungserklärung eines Kandidaten der 
CDU sei nicht beanstandet worden. 

2. Die vom Landeswahlausschuß angegebene 
Zahl von 2588 Unterschriften stimme nicht. 
Es seien 2599 Unterschriften gewesen. 

3. Der Schriftsachverständige sei nicht zu Be- 
ginn der Sitzung vereidigt worden. 

4. Der Schriftsachverständige habe nicht die 
Unrichtigkeit der einzelnen Unterschriften 
bewiesen und ein Protokoll darüber vor- 
gelegt. Er sei auf die einzelnen Unterschrif- 
ten nicht genau eingegangen. 

5. Es sei nicht Aufgabe eines Schriftsachver- 
ständigen, einen Prozentsatz unrichtiger 
Unterschriften für überhaupt nicht nach- 
geprüfte Unterschriftenlisten anzunehmen 
und daraus die Nichterreichung von 2500 
Unterschriften zu folgern. 

6. Aufgabe des Sachverständigen könne nur 
sein, einzelne Unterschriften als gefälscht 
zu beweisen, nicht aber durch Gesamturteil 
die Mitglieder des Wahlausschusses zu be- 
einflussen, wie dies hier geschehen sei. 

7. Die Aushändigung der Unterschriftenlisten 
an die Kriminalpolizei zwecks Ermittlung 
der Richtigkeit der Unterschriften verletze 
das Wahlgeheimnis." 

Der Herr Landeswahlleiter von Nordrhein- 

Westfalen hat die Akten des Landeswahlaus- 
schusses vorgelegt und zur Wahlanfechtung 

Stellung genommen. Er führt u. a. aus: 

„1. Die , Familienunterschriften' seien auch bei 
der GVP als unzulässig festgestellt worden. 
Der Wahl Vorschlag dieser Partei sei aber 
zugelassen worden, weil auch nach Abzug 
dieser Unterschriften weit mehr als 2500 
übriggeblieben seien. Die Zurücknahme der 


Zustimmungserklärung eines Bewerbers der 
CDU habe unberücksichtigt bleiben müs- 
sen, da im Wahlgesetz ein Wegfall von Be- 
werbern zwischen Zulassung und Wahl nur 
im Todesfall vorgesehen sei. 

2. Als Schriftsachverständiger sei der Leiter 
des Landeskriminalamtes Nordrhein-West- 
falen in seiner Eigenschaft als vereidigter 
Schriftsachverständiger als Gutachter zuge- 
zogen worden. Dies entspreche der allge- 
meinen Übung. 

3. Eine Nachprüfung der Unterschriften sei 
erforderlich, wenn die Bestimmungen des 
Wahlgesetzes über die Mindestzahl von 
Unterschriften auf Wahl Vorschlägen nicht 
als. bedeutungslose Formalie angesehen 
werden solle. Innerhalb der zur Verfügung 
stehenden vier Tage habe eine Einzelfest- 
stellung Uber alle zirka 2600 Unterschriften, 
die sich über ganz Nordrhein-Westfalen 
verteilten, nicht vorgenommen werden 
können. Das Stichprobeverfahren sei daher 
das einzig mögliche gewesen. 

4. Aus der Tatsache, daß das Stichprobever- 
fahren auf den ersten Anhieb 86 nicht 
rechtsgültige Unterschriften ergeben habe, 
habe der Landeswahlausschuß den Schluß 
gezogen, daß die Zahl der nicht rechtsgül- 
tigen Unterschriften mit Sicherheit so hoch 
sein müsse, um die Zahl der gültigen Unter- 
schriften unter 2500 zu drücken. 

5. Die Einwendungen gegen die Einschaltung 
der Polizei seien ungerechtfertigt und be- 
deutungslos, da es dem Landeswahlleiter 
freistehen müsse, welcher Methode er sich 
bedienen will, um die vom Gesetz verlang- 
ten Feststellungen zu treffen." 

Nachträglich ist eine vollständige Nach- 
prüfung sämtlicher eingereichten Unterschrif- 
ten durch die Polizei vorgenommen worden. 
Hierbei hat sich ergeben, daß von insgesamt 
2804 vorgelegten Unterschriften 223 in den 
Listen gestrichen und von den Gemeindebe- 
hörden nicht anerkannt waren, während in 
165 Fällen Fälschungen oder rechtsungültige 
Unterschriften Vorlagen, so daß nur 2416 
gültige und anzuerkennende Unterschriften 
verblieben. 



Entscheidungsgründe 

Die Deutsche Reichspartei war in der letz- 
ten Wahlperiode weder im Bundestag noch 
in der Volksvertretung eines Landes ununter- 
brochen mit mindestens 5 Abgeordneten oder 
als Fraktion vertreten. Infolgedessen bedurfte 
die von ihr eingereichte Landesliste der per- 
sönlichen und handschriftlichen Unterschrift 
von 1 vom Tausend der Wahlberechtigten, 
jedoch mindestens 500 und höchstens 2500 
Wahlberechtigte (§ 34 Abs. 4 des Bundes- 
wahlgesetzes). Da die Zahl der Wahlberech- 
tigten im Lande Nordrhein - Westfalen 
9 677 900 betrug (Statistischer Bericht des 
Statistischen Bundesamtes vom 17. Oktober 
1953) ergibt 1 vom Tausend der Wahlbe- 
rechtigten eine höhere Zahl als 2500, es 
waren infolgedessen 2500 Unterschriften bei- 
zubringen. Da Bundeswahlgesetz und Wahl- 
ordnung (§ 29) ausdrücklich persönlich und 
handschriftliche Unterzeichnung verlangen, 
gerade um, auf Grund von Erfahrungen aus 
der letzten Legislaturperiode, sogenannte 
Familienunterschriften auszuschalten, kann 
die Befugnis des Landeswahlleiters, die Unter- 
schriften auf ihre Ordnungsmäßigkeit nach- 
prüfen zu lassen, nicht bestritten werden. Daß 
sich der Landeswahlleiter dabei eines vereidig- 
ten Schriftsachverständigen und - angesichts 
des Verdachts von Urkundenfälschungen — 
der Kriminalpolizei bedient, ist ebenfalls nicht 
zu beanstanden. 

Die vorläufige stichprobenweise Überprüfung 
der Unterschriften, für die bis zur Sitzung des 
Landeswahlausschusses knapp 4 Tage zur Ver- 
fügung stand, hat noch nicht mit Sicherheit, 
sondern nur mit einem hohen Grad von 
Wahrscheinlichkeit ergeben, daß 2500 gültige 
Unterschriften nicht erreicht waren. Wenn 
der Landeswahlausschuß trotzdem die Lan- 
desliste der Deutschen Reichspartei wegen 
Nichterreichung der vorgeschriebenen Unter- 
schriftenzahl ablehnte, so setzte er sich der 
Gefahr aus, daß die endgültige Feststellung 
wider Erwarten doch zu 2500 gültigen Unter- 
schriften kommen könnte. Tatsächlich hat 
aber die am 25. September 1953 abgeschlos 


sene endgültige Überprüfung sämtlicher 
Unterschriften laut Bericht des Landeskrimi- 
nalamtes vom 1. Oktober 1953 erwartungs- 
gemäß ergeben, daß von insgesamt vorge- 
legten 2804 Unterschriften 223 in den Listen 
gestrichen und von den Gemeindebehörden 
nicht anerkannt waren, während in 165 Fäl- 
len Fälschungen oder rechtlich ungültige 
Unterschriften Vorlagen, so daß nur 2416 
gültige und anerkannte Unterschriften ver- 
bleiben. Damit war einwandfrei festgestellt, 
daß die vom Gesetz vorgeschriebene Mindest- 
zahl von 2500 persönlich und handschrift- 
lichen Unterschriften nicht erreicht war. Der 
Bericht des Landeskriminalpolizeiamtes und 
die ihm beigegebene Aufstellung aller Einzel- 
fälle von Unterschriftsfälschungen sind mit 
großer Sorgfalt und Genauigkeit verfaßt und 
gestatten keinen Zweifel an ihrer Richtigkeit 

Die Einwendungen des Einspruchsführers, 
daß es entscheidend darauf ankomme, welche 
Zahl von ungültigen Unterschriften im Zeit- 
punkt der Zulassung positiv festgestellt sein 
müßte, schlägt nicht durch, wenn nachträg- 
lich sich die Richtigkeit der Vermutung des 
Landeswahlausschusses bestätigt und tatsäch- 
lich nur 2416 gültige Unterschriften ver- 
bleiben. Somit steht fest, daß die Deutsche 
Reichspartei im Lande Nordrhein-Westfalen 
die vom Bundeswahlgesetz in § 34 Abs. 4 ge- 
forderten Unterschriften für ihren Landes 
Vorschlag nicht beigebracht hat und der 
Wahleinspruch ist zurückzuweisen. 

Eine Prüfung der Frage, ob die Zulassung 
der Landesliste Einfluß auf das Wahlergebnis 
gehabt hätte, erübrigt sich hiernach. 

Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß ist gemäß § 48 des 
Gesetzes Uber das Bundesverfassungsgericht 
vom 12. März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 243) 
das Rechtsmittel der Beschwerde an das Bun- 
desverfassungsgericht binnen einem Monat 
nach Erlaß dieses Beschlusses unter den im 
§ 48 des Bundesverfassungsgerichtsgesetzes 
angegebenen Voraussetzungen zulässig. 



